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Schüler und FDJ-Gruppen sowie der Lehrlinge aus 
Industrie und Landwirtschaft zur Verfügung zu 
stellen.

2. Die zentralen Pionierlager sind zur Durchführung 
und zur Schulung der Lagerleiter und Helfer für 
alle Formen der Feriengestaltung zur Verfügung zu 
stellen.

3. Die Nutzung der zentralen Pionierlager für andere 
Zwecke ist nur in Ausnahmefällen möglich und be­
darf der Zustimmung der Abteilung Volksbildung 
des zuständigen Rates des Bezirkes, der Bezirks­
leitung der Pionierorganisation „Ernst Thälmann“ 
sowie des Trägerbetriebes.

4. Die Trägerbetriebe sind verpflichtet, mit dem je­
weiligen Benutzer des zentralen Pionierlagers einen 
Vertrag abzuschließen.

5. Bei einer Benutzung als ständiges Wanderquartier 
ist der Rat der Gemeinde Vertragspartner des Be­
triebes, in dessen Territorium das zentrale Pionier­
lager liegt.

6. Bei einer Benutzung durch Stationen Junger Natur­
forscher, Junger Techniker oder Stationen Junger 
Touristen ist der Rat des Kreises, Abteilung Volks­
bildung, Vertragspartner, in dessen Territorium 
die Station liegt.

7. Die Gebäude und Einrichtungen sind unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen. Die Lehrmittel, Arbeits­
gemeinschaftsräume, Sportgeräte, Sportanlagen sind 
anliegenden Schulen, Sportgemeinschaften, FDJ- 
Gruppen und Pioniergruppen zur Nutzung bereit­
zustellen.

8. Bei Belegung der zentralen Pionierlager durch 
FDJ-, Pionier- oder Wandergruppen sowie durch 
Einzelwanderer gelten die für die Jugendherbergen 
festgelegten Übernachtungssätze. Bei anderen Be­
legungen sind die Unkosten für Gas, Strom, Hei­
zung, Personalkosten usw. durch die Vertragspart­
ner zu begleichen. Für verursachte Schäden hat der 
Vertragspartner in voller Höhe aufzukommen.

9. Die Leiter der Trägerbetriebe der zentralen Pionier­
lager und die Generaldirektoren der zuständigen 
Vereinigungen Volkseigener Betriebe sind in Ver­
bindung mit den Leitern der Abteilungen Volks­
bildung der Räte der Bezirke und den Bezirks­
leitungen der Pionierorganisation „Ernst Thäl­
mann“ für die Kontrolle der festgelegten Maß­
nahmen und für die periodische Einschätzung der 
Auslastung der zentralen Pionierlager verantwort­
lich.

VII.
Schlußbestimmungen

1. Der Minister für Volksbildung kann weitere Rege­
lungen im Einvernehmen mit den Leitern der zu­
ständigen zentralen Organe des Staatsapparates er­
lassen.

2. Dieser Beschluß tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 8. No­
vember 1954 über die Nutzung der zentralen Pio- . 
nierlager (GBl. S. 886) außer Kraft.

Berlin, den 23. Juli 1963
Der Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik
Der Minister 

für Volksbildung 
Dr. А p e 1 Prof. Dr. L e m m n i t z

Stellvertreter 
des Vorsitzenden 
des Ministerrates

Verordnung
über die Wiedereingliederung aus der Strafhaft 

entlassener Personen in das gesellschaftliche Leben.
Vom 11. Juli 1963

Die Verwirklichung des Erlasses des Staatsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 4. April 1963 
über die grundsätzlichen Aufgaben und die Arbeits­
weise der Organe der Rechtspflege (GBl. I S. 21) erfor­
dert die Sicherung und Vollendung der durch das Straf­
verfahren begonnenen und im Strafvollzug fortgesetzten 
Umerziehung der Strafgefangenen sowie eine allseitige 
Eingliederung der aus der Strafhaft entlassenen Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik in das gesell­
schaftliche Leben, insbesondere in den Arbeitsprozeß.

Dazu ist erforderlich, daß die gesamte Gesellschaft, 
insbesondere die staatlichen Organe, die gesellschaft­
lichen Organisationen und sozialistischen Kollektive, 
die Wiedereingliederung der aus der Strafhaft entlasse­
nen Personen so organisieren und unterstützen, daß sich 
diese schnell in das gesellschaftliche Leben zurück­
finden. Damit wird zugleich ein wesentlicher Beitrag 
zur Bekämpfung der Rückfallkriminalität geleistet.

Dazu wird folgendes verordnet:

I.
Aufgaben und Zuständigkeit der Strafvollzugseinrich­

tungen und der örtlichen Räte bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Wiedereingliederung

§ 1
(1) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wieder­

eingliederung entlassener Strafgefangener in das gesell­
schaftliche Leben, insbesondere in den Arbeitsprozeß, 
haben die örtlichen Räte gemeinsam mit den Leitern 
sozialistischer Betriebe und den Vorständen der sozia­
listischen Genossenschaften im engen Zusammenwirken 
mit den gesellschaftlichen Organisationen, Ausschüssen 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland 
und unter Einbeziehung ehrenamtlicher Mitarbeiter die 
erforderlichen Bedingungen für die Wiedereingliede­
rung zu schaffen.

(2) Die örtlichen Räte haben zur Verwirklichung der 
Wiedereingliederung eng mit den Rechtspflegeorganen 
zusammenzuarbeiten und deren Kenntnisse und Erfah­
rungen auszuwerten.

§ 2
(1) Verantwortlich für die Vorbereitung der Wieder­

eingliederung, des Nachweises geeigneter Arbeits- bzw. 
Ausbildungsplätze sowie für die Kontrolle der Durch­
führung der Wiedereingliederung der aus der Strafhaft 
entlassenen Personen sind die Räte der Kreise, in deren 
Bereich der entlassene Strafgefangene seinen Wohnsitz 
erhält.

(2) Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
sind verantwortlich für die Wiedereingliederung in das 
gesellschaftliche Leben, insbesondere für die Beschaf­
fung von erforderlichem Wohnraum.

§ 3
(1) Die örtlichen Räte haben sich bei der gesellschaft­

lichen Wiedereingliederung entlassener Strafgefangener 
und bei der Weiterführung der gesellschaftlichen Er­
ziehung auf die Mitarbeit aller gesellschaftlichen Kräfte 
zu stützen. Zur unmittelbaren Hilfe sind ehrenamtliche 
Mitarbeiter zu gewinnen, die ihnen bei der Lösung der 
Aufgaben beratend und unterstützend zur Seite stehen.


